
tung der polizeilichen Meldevorschriften verließ, als 
Vorbereitung zum Verlassen der DDR veräußert oder 
übertragen wurden.
(2) Eine Veräußerung, Übertragung oder anderweitige 
Verfügung ist dann als Vorbereitungshandlung anzu­
sehen, wenn sie
a) kurz vor dem Verlassen der DDR vorgenommen 

wurde oder
b) das gesamte oder einen überwiegenden Teil des in 

der DDR befindlichen Vermögens des unter § 1 der 
VO fallenden Eigentümers betraf,

c) zu einem unangemessen niedrigen Preis oder unent­
geltlich erfolgte oder wenn dadurch Verwandte oder 
Verschwägerte begünstigt wurden.

und wenn von dem Erwerber nicht nachgewiesen wird, 
daß die Verfügung wirtschaftlich notwendig war. 
Außerdem sind solche Verfügungen als Vorbereitung 
zum Verlassen des Gebietes der DDR anzusehen, bei 
denen auf Grund anderer Tatsachen feststeht, daß der 
Grund zur Vornahme der Verfügung in dem beabsich­
tigten Verlassen des Gebietes der DDR bestand.
(3) Ausnahmen im Sinne des § 1 Abs. 2 dieser Anwei­
sung sind bei Verfügungen, die Vorbereitungshandlungen 
zum Verlassen des Gebietes der Deutschen Demokra­
tischen Republik darstellen, nicht möglich.
(4) Vermögenswerte, die in Vorbereitung zum gesetz­
widrigen Verlassen des Gebietes der Deutschen Demo­
kratischen Republik veräußert oder übertragen wurden, 
gelten als den Eigentümern abhanden gekommen und 
konnten deshalb auch bei Weiterveräußerung durch den 
ersten Erwerber an Dritte von diesen nicht rechts­
wirksam erworben werden.
(5) Die Bestimmungen des § 1 Abs. 3 dieser Anweisung 
finden entsprechend Anwendung. Der Erwerber hat da­
bei nachzuweisen, daß die Verfügung wirtschaftlich not­
wendig war.

§3
Verlassen des Gebietes der DDR oder Vorbereitungen 

hierzu nach Inkrafttreten der Verordnung.
(1) §1 der VO findet Anwendung auf das Vermögen 
von Personen, die nach Inkrafttreten der VO (18. Juli 
1952) das Gebiet der DDR ohne Beachtung der polizei­
lichen Meldevorschriften verlassen oder hierzu Vor­
bereitungen treffen. Das Vermögen geht in dem Zeit­
punkt kraft Gesetzes in das Eigentum des Volkes oder 
in den Bodenfonds über, in dem der Eigentümer Vor­
bereitungen zum gesetzwidrigen Verlassen der DDR 
trifft oder, falls derartige Vorbereitungen nicht fest­
zustellen sind, in dem Zeitpunkt, in dem er das Gebiet 
der DDR verläßt.
(2) Für die Beurteilung, welche Veräußerungen und 
Übertragung als Vorbereitungshandlungen zum gesetz­
widrigen Verlassen der DDR anzusehen sind, gelten die 
in § 2 Abs. 2 dieser Anweisung festgelegten Grundsätze.
(3) Da Vermögenswerte, über die in Vorbereitung zum 
gesetzwidrigen Verlassen des Gebietes der DDR verfügt 
wurde, im Zeitpunkt der Verfügung Volkseigentum ge­
worden sind, kann der Erwerber aus der Verfügung keine 
Eigentumsrechte herleiten. Hat der Erwerber an Dritte 
weiterveräußert, so konnten diese auf Grund der Un­
antastbarkeit des Volkseigentums, auch wenn sie gut­
gläubig waren, kein Eigentum an dem Vermögenswert 
erwerben.

i 4
Erwerb von Vermögenswerten nach Verlassen des 

Gebietes der DDR.
(1) § 1 der VO findet Anwendung auf das Vermögen, das 
eine Person, die das Gebiet der DDR ohne Beachtung der 
polizeilichen Meldevorschriften verließ, nach Verlassen des 
Gebietes der DDR erworben hat. Soweit der Erwerb der­

artigen Vermögens vor Inkrafttreten der VO stattfand, 
ist es mit Inkrafttreten der VO, im anderen Falle im 
Zeitpunkt des Erwerbs kraft Gesetzes Volkseigentum 
geworden. Dies gilt insbesondere für die Fälle, in denen 
Personen, die das Gebiet der DDR gesetzwidrig ver­
ließen, Vermögenswerte durch Erbschaft erworben 
haben. Die Ausschlagung der Erbschaft kann in einem 
solchen Fall nur dann als rechtswirksam anerkannt wer­
den, wenn der Erbe oder der durch die Ausschlagung der 
Erbschaft Begünstigte nachweist, daß die Ausschlagung 
aus wichtigem Grund notwendig war und nicht lediglich 
deshalb vorgenommen wurde, um den Übergang des 
Vermögens in das Eigentum des Volkes zu verhindern. 
(2) Die Bestimmungen des § 1 Abs. 3 dieser Anweisung 
finden entsprechend Anwendung.

§ 5
Verzicht auf Sicherstellung und Erfassung.

(1) In Fällen, ln denen Veräußerungen oder Übertra­
gungen an Bürger der DDR erfolgten, ist von der 
Sicherstellung und Erfassung Abstand zu nehmen, wenn
a) die Vermögenswerte, über die verfügt wurde, keinen 

besonderen wirtschaftlichen Wert besaßen (z. B. 
Gebrauchsmöbel, Kleidungsstücke, einfacher Hausrat),

b) der Bewerber zum Kreis der werktätigen Bevölke­
rung gehörte (wie z. B. Arbeiter, werktätige Bauern, 
Angehörige der schaffenden Intelligenz, Handwerker) 
und

c) nicht anzunehmen ist, daß die Erwerber davon 
Kenntnis hatten, daß der bisherige Eigentümer das 
Gebiet der DDR ohne Beachtung der polizeilichen 
Meldevorschriften verlassen hat oder zu verlassen 
beabsichtigt.

(2) Die Voraussetzungen des Abs. la )  bis c) müssen 
jeweils zusammen vorliegen. Dabei ist es gleichgültig, 
ob die Veräußerung oder Übertragung vor oder nach 
Inkrafttreten der VO erfolgte.
Grundstücke und Rechte an Grundstücken, Unternehmen 
und Beteiligungen an Unternehmen, Produktionsmittel, 
Schmucksachen und andere Wertgegenstände sowie 
Wertpapiere sind auf keinen Fall als Vermögenswerte 
ohne wirtschaftlichen Wert anzusehen.
(3) Vermögenswerte, auf deren Sicherstellung und E r­
fassung verzichtet wird, gelten als Eigentum des Erwer­
bers. Soweit der Erwerber das Entgelt für diese Ver­
mögenswerte noch nicht oder nicht vollständig an den 
früheren Eigentümer bezahlt hat, ist der Anspruch auf 
Zahlung des Restbetrages in das Eigentum des Volkes 
übergegangen. Diese Forderung ist durch den Rat der 
zuständigen Gemeinde einzuziehen und der Deutschen 
Notenbank Berlin, Konto-Nr. 1108 001, mit dem Hinweis 
„Verordnung vom 17. Juli 1952“ zu Gunsten des Staats­
haushalts der Deutschen Demokratischen Republik zu 
überweisen.

§ 6
Erlöschen von Rechten Dritter.

(1) Mit dem Übergang der in § 1 der VO bezeichneten 
Vermögenswerte in das Eigentum des Volkes oder in den 
Bodenfonds erlöschen Rechte Dritter an diesen Ver­
mögenswerten, mit Ausnahme von Rechten, die auf den 
Namen ausländischer natürlicher oder juristischer Per­
sonen im Grundbuch eingetragen sind. Zu den erlöschen­
den Rechten Dritter gehören insbesondere Hypotheken, 
Grundschulden und andere im Grundbuch eingetragene 
Belastungen oder Beschränkungen mit Ausnahme des 
Erbbaurechts, Rechte aus Sieherungsübereignungen, ge­
setzliche, vertragliche oder durch Pfändung entstandene 
Pfandrechte sowie Rechte aus Miet-, Pacht- oder anderen 
Nutzungsverträgen.
(2) Die Tatsache, daß über das Vermögen einer Person, 
die das Gebiet der DDR ohne Beachtung der polizeilichen 
Meldevorschriften verlassen hat oder hierzu Vorberei-
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